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1 Betriebswirtschaftliche 
Grundbegriffe und 
Grundtatbestände

LERNZIELE 

 � Leitfrage: Was sind Erfahrungs- und Erkenntnisobjekt der Betriebswirtschaftslehre?

 � Wie unterscheiden sich Betriebe und Unternehmen? Was sind die Erkenntnisziele der 
 Betriebswirtschaftslehre?

 � Leitfrage: Welche Charakteristika weist der betriebliche Transformationsprozess auf?

 � Welche Produktionsfaktoren werden als Input eingesetzt?

 � Aus welchen Teilaufgaben setzt sich der betriebliche Transformationsprozess zusammen?

 � Was versteht man unter der Wertschöpfung im betrieblichen Transformationsprozess?

 � Welche Rolle spielen das Wirtschaftlichkeitsprinzip und das erwerbswirtschaftliche Prinzip im 
 betrieblichen Transformationsprozess?

 � Was besagt das finanzielle Gleichgewicht?

 � Leitfrage: Was besagt das Stakeholder-Modell für das Wirtschaften eines Unternehmens?

 � Leitfrage: Wie passen Betriebswirtschaftslehre und Unternehmensethik zusammen?

 � Leitfrage: Worin besteht die digitale Transformation der Wirtschaft?

1.1  Einführung

Jede Wissenschaft besitzt ein Erfahrungs- und ein 
Erkenntnisobjekt sowie Erkenntnisziele: Das Er-
fahrungsobjekt kennzeichnet den wahrnehmba-
ren Realitätsausschnitt, der den Hintergrund bzw. 
Ausgangspunkt des Erkenntnisstrebens darstellt, 
bzw. innerhalb dessen sich die Erkenntnisobjekte 
manifestieren. Das Erkenntnisobjekt beschreibt 
dann Tatbestände innerhalb des Erfahrungsob-
jekts, worüber Wissen gewonnen werden soll. 
Welcher Art dieses Wissen ist, beinhalten die Er-
kenntnisziele.

In einer abstrakten Definition ist das Erfah-
rungsobjekt der Wirtschaftswissenschaften der 
Tatbestand der Knappheit von Ressourcen und 
das hieraus folgende Erfordernis des Wirtschaf-
tens: Allgemein stehen einem Akteur nur be-
grenzte Mittel zur Erreichung seiner Ziele zur Ver-
fügung. Eine Person hat ein begrenztes Zeitbud-

get für ihre verschiedenen Freizeitaktivitäten; das 
begrenzte Einkommen des Nachfragers verhin-
dert, dass er die Summe seiner Konsumwünsche 
erfüllen kann. Ein Unternehmer hat nicht das 
»Geld« (Kapital), all seine Investitionsprojekte zu 
finanzieren, bzw. nicht genügend eigenes Kapital, 
den geplanten Produktionsprozess durchzufüh-
ren. Charakteristik des Wirtschaftens ist hierbei 
das Treffen von Entscheidungen (wirtschaftliches 
Handeln), um

 � eine optimale (bestmögliche) Zielerfüllung un-
ter Beachtung der begrenzten Mittel zu errei-
chen bzw.

 � den Bestand an verfügbaren Mitteln zu vergrö-
ßern.

In einer pragmatischen Sicht besteht das Erfah-
rungsobjekt der Wirtschaftswissenschaften im 

Tatbestand der Knappheit:  
Den Zielen, die ein Akteur hat, 
stehen nur begrenzte Mittel 
zur Erreichung der Ziele zur 
Verfügung.

Wirtschaften: das Umgehen mit 
dem Knappheitsproblem
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1.1

Marktprozess und seinen Akteuren. Da es – zum 
Glück – keine geschlossene Hauswirtschaft (»Ro-
binson Crusoe«-Welt) gibt, bestehen zwischen 
den Akteuren (Wirtschaftssubjekten) ökonomi-
sche Austauschbeziehungen (Transaktionen). 
Der Markt ist hierbei der abstrakte Ort des Tau-
sches, d. h. der Ort, an dem die Transaktionsbe-
ziehungen stattfinden.

Diese Charakterisierung führt zur prinzipiellen 
Unterscheidung von Anbieter und Nachfrager. Je 
nach Art der angebotenen Leistung lassen sich 
verschiedene Märkte unterscheiden: Auf dem Gü-
termarkt offerieren Betriebe Konsum-, Investiti-
onsgüter oder Dienstleistungen, die sie gegen ei-
nen Preis privaten Haushalten (Konsumenten) für 
ihre Konsumzwecke oder anderen Betrieben für 
deren Produktionsprozesse überlassen. Auf dem 
Arbeitsmarkt bieten private Haushalte (Arbeit-
nehmer) gegen Lohn ihre Arbeitskraft an. Diesen 
»Faktor Arbeit« benötigen wiederum Betriebe, 
d. h. die Arbeitgeber zur Durchführung ihrer Pro-
duktionsprozesse. Auf dem Kapitalmarkt stellen 
Akteure (Investoren, Kapitalgeber) anderen Haus-
halten und Betrieben (Kapitalnehmer) »Geld« (Ka-
pital) zur Verfügung, wobei sie als Preis hierfür 
Zinsen, sowie bei befristeter Überlassung des Ka-
pitals dessen Rückzahlung erhalten wollen.

Während das Erfahrungsobjekt für Betriebs- 
und Volkswirtschaftslehre, die beiden großen 
Teilbereiche der Wirtschaftswissenschaften, iden-
tisch ist, unterscheiden sich beide Disziplinen in 
ihrem jeweiligen Erkenntnisobjekt: Die Betriebs-
wirtschaftslehre will Erkenntnisse über wirtschaft-
liches Handeln, d. h. ökonomische Entscheidun-
gen und Prozesse in Betrieben gewinnen.

Umgangssprachlich werden die Begriffe »Be-
trieb« und »Unternehmen« (»Unternehmung«) sy-
nonym verstanden. Die Betriebswirtschaftslehre 
differenziert hingegen: Unternehmen (Unterneh-
mungen) sind marktwirtschaftlich orientierte Be-
triebe, die sich durch folgende Merkmale aus-
zeichnen:

 � Autonomieprinzip: Der Eigentümer des Unter-
nehmens ist in seinen betrieblichen Entschei-
dungen (z. B. Preise, Produkte, Wahl des Mitar-
beiters oder der Kapitalgeber) weitgehend frei 
und keiner staatlichen Lenkungsbehörde un-
terworfen. Auch das Prinzip der Vertragsfrei-
heit ist Ausdruck dieser Autonomie. Einschrän-
kungen des Handlungsspielraums bestehen 

allerdings durch die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen.

 � Erwerbswirtschaftliches Prinzip: Das unter-
nehmerische Bestreben ist, durch die Produk-
tion und den Absatz (Vermarktung) von Gütern 
Gewinne zu erzielen (Gewinnstreben bzw. Ge-
winnmaximierung).

 � Privateigentum: Die Verfügungsrechte an den 
Produktionsmitteln und am Gewinn stehen 
den Eigentümern zu (kein »Volksvermögen«): 
Dies sind diejenigen Personen, die dem Unter-
nehmen Kapital ohne zeitliche Befristung (Ei-
genkapital) überlassen. Der Gewinn, den das 
Unternehmen erzielt, stellt den »Zins« auf ihr 
eingesetztes Kapital dar. Ebenso wie der Eigen-
tümer den Gewinn aus seiner unternehmeri-
schen Tätigkeit »einstreicht«, muss er aber 
auch einen etwaigen Verlust tragen. Dies ist 
sein unternehmerisches Risiko. Eine etwas 
anders fokussierte Begriffsinterpretation des 
Privateigentums beinhaltet, dass keine staatli-
che Institution, d. h. die »öffentliche Hand« Ei-
gentümer des Betriebs ist.

Neben Unternehmen gibt es gemeinnützige oder 
öffentliche Betriebe: Gemeinnützige Betriebe 
(Non-Profit-Organisationen) verfolgen aufgrund 
externer Auflagen oder ihrer Satzung keine Ge-
winnerzielung, sondern streben lediglich eine 
langfristige Kostendeckung an: Der erzielte Um-
satz aus dem Verkauf der Leistungen deckt die Be-
triebskosten ab. Bei öffentlichen Betrieben ist we-
sentlicher Eigentümer die öffentliche Hand, wo-
bei diese Betriebe zumeist auch nach dem 
 Kostendeckungsprinzip (z. B. städtische Versor-
gungsbetriebe) oder sogar nach dem Zuschuss-
prinzip (z. B. Museen, Theater, Sozialeinrichtun-
gen) agieren. Im letzteren Fall muss die öffentli-
che Hand einen Zuschuss aus ihrem Haushalt zur 
Abdeckung der »Betriebskosten« leisten, da der 
Betrieb selbst über den Verkauf seiner Leistungen 
keinen hierfür ausreichenden Umsatz erzielt. 
Wenngleich alle Arten von Betrieben Erkenntnis-
objekt der Betriebswirtschaftslehre sind, konzen-
triert sich das Forschungsinteresse auf die Unter-
nehmen, für öffentliche Betriebe hat sich die Spe-
zialdisziplin der »Öffentlichen Betriebswirt-
schaftslehre« herausgebildet.

Weitere zum Betrieb verwandte Begriffe sind: 
»Firma« beinhaltet den juristischen Begriff für den 

Charakteristik einer Transakti-
onsbeziehung ist, dass ein Akteur 
eine Leistung einem anderen 
Akteur anbietet und hierfür eine 
monetäre Gegenleistung (Preis) 
von ihm erhalten will.

Der Betrieb ist eine planvoll 
 organisierte Wirtschaftseinheit, 
in der Sachgüter und Dienstleis-
tungen erstellt und an Nachfrager 
abgesetzt werden. Dies konstitu-
iert den betrieblichen Trans-
formationsprozess.

Jedes Unternehmen ist ein 
Betrieb, aber nicht jeder Betrieb 
ist ein Unternehmen.

Unternehmen folgen dem 
 Autonomieprinzip, dem erwerbs-
wirtschaftlichen Prinzip und 
unterliegen dem Prinzip des 
Privateigentums.

Gemeinnützige Betriebe arbeiten 
nach dem Kostendeckungs-
prinzip, öffentliche Betriebe 
mitunter sogar nach dem 
Zuschussprinzip.
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Namen, unter dem ein Unternehmer (»Kauf-
mann«) seinen Betrieb im Handelsregister einge-
tragen hat (Unternehmensname). »Fabrik« bzw. 
»Werk« kennzeichnen physische Produktionsstät-
ten. Das Steuerrecht verwendet ferner den Termi-
nus »Gewerbebetrieb« (§ 15 Abs. 2 Einkommen-
steuergesetz, EStG: selbstständige, auf Dauer an-
gelegte Beteiligung am wirtschaftlichen Verkehr 
mit Gewinnerzielungsabsicht).

Das Erkenntnisziel beschreibt, welche Art von 
Wissen über das Erkenntnisobjekt gewonnen wer-
den soll. Für die Betriebswirtschaftslehre als Wis-
senschaft lassen sich diese Erkenntnisziele wie 
folgt charakterisieren: 

 � Beschreibungsziel: Die reine Deskription rea-
ler (betrieblicher) Sachverhalte stellt für sich 
noch kein eigenständiges betriebswirtschaftli-
ches Erkenntnisziel dar. Sie erhält jedoch 
durch die Verwendung einer Terminologie 
(»Wortung der Welt« durch Fachbegriffe) und 
Systematisierung der Vielfalt betriebswirt-
schaftlicher Sachverhalte (Klassifizierung, 
 Typenbildung) einen wissenschaftlichen Cha-
rakter.

 � Erklärungsziel: Ziel ist die Gewinnung von 
»gesetzesartigen« Aussagen (wenn-dann- bzw. 
Ursache-Wirkungsbeziehungen) über betriebli-

che Sachverhalte: So kann eine sehr einfache 
Theorie z. B. postulieren, dass der Kran-
kenstand in einem Betrieb zurückgeht, wenn 
den Mitarbeitern eine flexible Arbeitszeit ein-
geräumt wird, weil dadurch die Motivation der 
Arbeitnehmer ansteigt und das »Blaumachen« 
zurückgeht. Theorien verwenden für ihre Aus-
sagen häufig ihre eigene Terminologie, was 
das Anfangsverständnis bisweilen erschwert. 
Die Probleme betriebswirtschaftlicher Theo-
riebildung liegen allerdings darin, dass – an-
ders als z. B. in der Physik – »Naturgesetze« 
fehlen und sich aufgrund der Vielfalt betriebli-
cher Phänomene Theorien nur für spezifische 
Sachverhalte bilden lassen (Partialerklärun-
gen).

 � Gestaltungsziel: Gegenstand ist die Formulie-
rung von Handlungsempfehlungen im Hin-
blick auf vorgegebene Ziele. Dies betrifft vor 
allem die Optimierung der betrieblichen Pro-
zesse und Entscheidungsprobleme, was auch 
als entscheidungsorientierter Ansatz der Be-
triebswirtschaftslehre bekannt ist. Handlungs-
empfehlungen lassen sich zum einen durch Be-
obachtung und Erfahrung gewinnen. Ein sol-
ches Erfahrungslernen ist der typische Ansatz, 
den Unternehmensberatungen verfolgen. Ein 

Erklärungsziel:  
Die Praxis ist nicht der Feind 
der Theorie, sondern ihr größter 
Anreiz.

Die Transaktionskostentheorie als Beispiel für 
eine Typologisierung betriebswirtschaftlicher 
Sachverhalte
Transaktionskosten sind »Betriebskosten des Wirt-
schaftssystems« (Kenneth J. Arrow, Nobelpreisträger 
1972) bzw. die »Kosten der Markttransaktionen« 
(Ronald H. Coase, Nobelpreisträger 1991). Sie entste-
hen in allen »Phasen« einer Transaktion:

 � Anbahnung (ex-ante Transaktionskosten): Kos-
ten für die Suche nach geeigneten Transaktions-
partnern, Kommunikationskosten, Screening-
Costs (Kosten für Informationssuche), Signal-
ling-Kosten (Kosten, dem Transaktionspartner 
den eigenen Leistungswillen und die Leistungs-
fähigkeit zu verdeutlichen).

 � Durchführung: Vereinbarungs- bzw. Verhand-
lungskosten, Absicherungskosten (Risikoüber-
nahme in Transaktionen), Kosten für die Ver-
tragsdurchsetzung, Beendigungskosten (Kosten 
für die vorzeitige Beendigung einer Transakti-
onsbeziehung).

 � Kontrolle und Anpassung (ex-post Transaktions-
kosten): Kosten für Überwachung der Leistung 
des Transaktionspartners (Agency Costs, Monito-
ring Costs), Verhandlungskosten bei Vertragsän-
derungen, Kosten für die Änderung der Leistun-
gen des Transaktionspartners.

Transaktionskosten müssen nicht nur monetären 
Charakter haben (z. B. Zeitaufwand für das Auffinden 
eines geeigneten Transaktionspartners), sie lassen 
sich aber in der Regel monetär bewerten. Folge von 
Transaktionskosten ist, dass sie aus Sicht des Nach-
fragers als »Kostenbestandteile« auf den Produkt-
preis aufgeschlagen werden bzw. aus Sicht des An-
bieters die Produktionskosten erhöhen. Aus Sicht ei-
ner Transaktionsbeziehung verringern sie den 
»Einigungsbereich« zwischen beiden Transaktions-
partnern. Zielsetzung ist es, intelligente Transakti-
onsdesigns zu schaffen, um Transaktionskosten zu 
reduzieren. Dies ist das Gestaltungsziel der Transak-
tionskostentheorie.

UNTER DER LUPE 
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zweiter Ansatz ist die Anwendung von be-
triebswirtschaftlichen Theorien: Aufgrund der 
»wenn-dann«-Aussagen einer Theorie lässt 
sich bestimmen, welche Entscheidung unter 
bestimmten Rahmenbedingungen eine be-
stimmte Wirkung ergibt bzw. welche Wirkung 
welche Handlungen erfordert. Einen Spezial-
fall dieses theoriegestützten Vorgehens bein-

haltet die explizite Problemlösung durch An-
wendung mathematischer Optimierungsmo-
delle oder Simulationsrechnungen. Dies setzt 
aber voraus, dass sich das Entscheidungspro-
blem ausreichend gut (formal) darstellen lässt, 
was bei vielen, vor allem strategischen be-
triebswirtschaftlichen Entscheidungsproble-
men nicht der Fall ist.

1.2  Der betriebliche Transformationsprozess

1.2.1  Die Inputfaktoren

Aufgabe eines Betriebes ist, Input aufzunehmen, 
diesen umzuwandeln und als Output abzugeben 
(Abbildung 1-1). Diese Umwandlung konstituiert 
den betrieblichen Transformationsprozess. Mit 
ihm wird ein wirtschaftlicher Zweck verfolgt: die 
Produktion und der Verkauf von Gütern oder 
Dienstleistungen.

Input sind die betrieblichen Produktionsfakto-
ren, der Output konkretisiert sich in Produkten 
(Güter, Dienstleistungen). Die Aufnahme des In-
puts bzw. Abgabe des Outputs konstituiert die 
Transaktionen des Betriebs auf den Beschaf-
fungs- bzw. Absatzmärkten.

Ein traditionelles System der betrieblichen 
Produktionsfaktoren geht auf E. Gutenberg (1897–
1984) zurück. Er unterscheidet »elementare Pro-
duktionsfaktoren« (Elementarfaktoren) und 
 »dispositive Arbeitsleistungen« (Abbildung 1-2).
Zu den Elementarfaktoren zählt der gesamte 
sachliche Input des Betriebs:

 � Betriebsmittel sind alle im Betrieb verwende-
ten Anlagen und Gegenstände, die nicht Be-
standteil des Outputs werden, hierzu gehören 
z. B. Grundstücke, Gebäude, Maschinen sowie 

Werkzeuge. Der Kauf von Betriebsmitteln wird 
als Investition bezeichnet. Betriebsmittel ver-
schleißen durch ihren Einsatz im betrieblichen 
Transformationsprozess; ihr Nutzungspoten-
zial wird kleiner, bis es gänzlich aufgebraucht 
ist. Dieser Verschleiß wird als Abschreibung 
bezeichnet.

 � Betriebsstoffe gehen im betrieblichen Trans-
formationsprozess physisch »unter«, werden 
aber nicht Bestandteil des Outputs. Dies sind 
vor allem Energiestoffe bzw. sonstige Stoffe 
(z. B. Schmiermittel), die für die Funktionsfä-
higkeit der Betriebsmittel notwendig sind. 
Auch Verbrauchsmaterial (»Büroartikel«), das 
Mitarbeiter im Rahmen ihrer Tätigkeiten be-
nötigen, haben den Charakter von Betriebs-
stoffen.

 � Werkstoffe sind alle Roh-, Halb- und Fertigfab-
rikate (Bauteile, Komponenten), die durch Be- 
und Verarbeitung im Produktionsprozess zum 
Bestandteil des Erzeugnisses werden. Man 
spricht von Zulieferteilen, wenn diese Werk-
stoffe von anderen Betrieben bezogen werden. 

Arbeitsleistungen lassen sich nach der Art 
der Arbeit in objektbezogene (ausführende) 
und dispositive (leitende) Arbeitsleistungen 
gliedern.

 � Objektbezogene Arbeitsleistungen befassen 
sich ausschließlich mit der unmittelbaren 
Durchführung der betrieblichen Vorgänge. 
Hierzu zählen auch Betriebsdienste, die den 
Produktionsprozess unterstützen (z. B. Wach-
dienst, Putzdienst, Pförtner, Kantine, Sekreta-
riate). Diese Arbeitsleistungen werden eben-
falls zu den Elementarfaktoren gerechnet.

Grundstruktur des betrieblichen Transformationsprozesses

Abb. 1-1

Input OutputBetrieb

Die betrieblichen Inputfaktoren 
sind Betriebsmittel, Betriebs- 
und Werkstoffe sowie objekt-
bezogene und dispositive 
Arbeitsleistungen.
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 � Dispositive Arbeitsleistungen sind die Tätigkei-
ten, die sich mit der Leitung und Lenkung der 
betrieblichen Vorgänge beschäftigen. Dies wird 
als Management bezeichnet. Die spezifischen 
Managementleistungen setzen sich aus der 
Planung, dem Treffen von Entscheidungen 
(Führungsentscheidungen), ihrer Durchfüh-
rung (Organisation), der Kontrolle, der Doku-
mentation und der Mitarbeiterführung zu-
sammen.

Entscheidungen als »Herzstück« der dispositiven 
Arbeitsleistungen weisen eine unterschiedliche 
Tragweite für das Unternehmen auf:

 � Originäre Führungsentscheidungen sind sol-
che, die den Weitblick und das »Fingerspitzen-
gefühl« eines »dynamischen Unternehmers« 
erfordern. Solche strategischen Entscheidun-
gen, die für das Unternehmen eine große Trag-
weite besitzen, sind nicht delegierbar und im 
Vorhinein auch nicht bewertbar: Der Markt 
muss erweisen, ob die Entscheidung gut (im 
Gewinnfall) oder schlecht (im Verlustfall) war. 
Typische originäre Führungsentscheidungen 
betreffen die Einführung neuer Produkte oder 
Produktionsverfahren sowie das Aufspüren 
neuer Beschaffungs- und Absatzmärkte. Kons-
titutive Führungsentscheidungen werden 
einmalig oder nur sehr selten getroffen und 
sind nicht mehr oder nur unter hohen Kosten 
revidierbar (z. B. Rechtsformwahl; Standort-
wahl; Fusion mit anderen Unternehmen). Ori-
ginäre Führungsentscheidungen trifft das 
Top-Management (Geschäftsführung). Gerne 
sehen sich die Top-Manager hierbei als »Unter-
nehmer«.

 � Derivative Führungsentscheidungen sind 
solche, die sich aus den originären ableiten 
und an Spezialisten delegierbar sind. Sie rech-
nen oftmals zur Gruppe der leitenden Ange-
stellten, die die »zweite Reihe« der Geschäfts-
führung bilden. Viele Entscheidungen in Be-
trieben sind allerdings keine eigentlichen 
Führungsentscheidungen, sondern betreffen 
deren Umsetzung. Bei diesen operativen Ent-
scheidungen tritt die Geschäftsführung Ent-
scheidungskompetenz an Mitarbeiter ab, die 
mit den betreffenden Entscheidungsfeldern 
besonders gut vertraut sind (Delegation). 

Die Managementaufgaben: 
Planen, Entscheiden, 
 Durchführen, Kontrollieren, 
Dokumentieren und Führen.

Das System der betrieblichen Produktionsfaktoren

Abb. 1-2

Betriebliche
Produktionsfaktoren

Dispositive 
Arbeitsleistungen Elementarfaktoren

objektbezogene 
Arbeitsleistungen

Betriebsmittel

Betriebsstoffe

Werkstoffe

originäre Entscheidungen

derivative Entscheidungen

Unternehmertum
Die Wirtschaftsgeschichte kennt eine Vielzahl von Unternehmerpersön-
lichkeiten, und mancher Name findet sich noch heute in der Firmenbe-
zeichnung renommierter Anbieter (z. B.  Siemens, Daimler-Benz, Por-
sche). Dass man Unternehmertum »nicht erlernen könne, sondern hat«, 
ist weithin akzeptiert. Über die Persönlichkeitsmerkmale des Unterneh-
mers gehen die Ansichten allerdings auseinander.
So brachte ihn Max Weber (1864–1920) mit der protestantischen Ethik in 
Verbindung und ordnete ihm die Merkmale Kalkulation und Askese zu. 
Werner Sombart (1863–1941) sah hingegen Wagemut und Abenteuer-
lust als seine herausragenden Charaktereigenschaften an. Joseph A. 

Schumpeter (1883–1950) hob bei seinem »dynamischen Unternehmer« 
vor allem den Entdecker- und Pioniergeist hervor. Heutzutage werden 
Sozialverantwortung und Nachhaltigkeit im Handeln als weitere we-
sentliche Merkmale eines »guten« Unternehmers angesehen.
Zu den Persönlichkeitsmerkmalen müssen aber in jedem Fall noch 
günstige gesellschaftliche Rahmenbedingungen und persönliche Leis-
tungsbereitschaft hinzutreten: Die Aussicht auf Gewinne hält die »Unter-
nehmergesellschaft« hellwach und verleiht ihr eine Dynamik und Flexi-
bilität, die keine andere Wirtschaftsform aufzuweisen hat und selbst 
Schumpeter in dieser Kraft nicht voraussah.

UNTER DER LUPE 
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Diese Mitarbeiter zählen zumeist zum »mittle-
ren Management« des Betriebs.

Die Leitung und Lenkung der betrieblichen 
Vorgänge erschöpft sich nicht im Treffen von 
Entscheidungen: Weitere, die Entscheidungen 
vorbereitende bzw. ihnen folgende Aufgaben 
sind:

 � Die Planung: Festlegung der Ziele, die erreicht 
werden sollen, Analyse des Istzustands (Prob-
lemanalyse), Ermittlung der Handlungsalter-
nativen und Bewertung der Alternativen. Diese 
Informationen sind notwendig, um Entschei-
dungen treffen zu können. Bei originären Ent-
scheidungen ist die »Planungsgrundlage« 
 zumeist schwierig. Die Planung für derivative 
Entscheidungen muss sich an den originären 
Entscheidungen orientieren.

 � Die Organisation: Realisierung der getroffenen 
Entscheidungen durch die Veranlassung der 
entsprechenden betrieblichen (Ablauf-) 
Schritte, die ihrerseits wiederum eigene, der 
getroffenen Entscheidung aber untergeord-
nete Planungs- und Entscheidungsprozesse 
nach sich ziehen. Die Realisierung erfordert vor 
allem eine Führung der betreffenden (ausfüh-
renden) Mitarbeiter.

 � Die Kontrolle: Überprüfung, ob die getroffe-
nen Entscheidungen und deren Realisierung 
zum gewünschten Entscheidungsziel geführt 
haben bzw. wo Ursachen für eine Zielverfeh-
lung liegen. Diese Aufgabenstellung wurde 
zum »Controlling« erweitert.

 � Die Dokumentation: Das Betriebsgeschehen 
bedarf nicht zuletzt aufgrund rechtlicher Vor-
gaben einer Dokumentation (z. B. Rechnungs-
wesen), um eine informationsbezogene Grund-
lage für Planung, Entscheidung und Kontrolle 
zu schaffen.

 � Die Mitarbeiterführung: Manager sind meist 
Vorgesetzte von anderen Mitarbeitern im Be-
trieb, an die sie Entscheidungen delegieren, 
die ihnen bei Planung, Kontrolle und Doku-
mentation »zuarbeiten« bzw. die die getroffe-
nen Entscheidungen ausführen. Dies erfordert 
die Führung der betreffenden Mitarbeiter, die 
sowohl die Aufgabensetzungen für sie und die 
Zielvereinbarungen mit ihnen als auch deren 
Motivation umfasst.

Für Planung, Organisation, Kontrolle und Doku-
mentation ist häufig ebenfalls das »mittlere Ma-
nagement« zuständig, damit die Geschäftsfüh-
rung »frei« für die Führungsentscheidungen ist.

Die Unterscheidung von objektbezogenen und 
dispositiven Arbeitsleistungen hat vor allem typo-
logischen Charakter. In der betrieblichen Realität 
erfüllen viele Mitarbeiter sowohl objektbezogene 
wie dispositive Tätigkeiten, wenn auch in einem 
unterschiedlichen »Mischungsverhältnis«: So wur-
den im Zug der Reorganisation der Produktions-
prozesse zahlreiche Steuerungs- und Kontrollauf-
gaben »an das Band« verlagert. Dadurch werden 
ursprünglich (reine) objektbezogene Arbeitstätig-
keiten durch dispositive Komponenten erweitert 
(qualitativ erhöht: Job-Enrichment). Dies erfor-
dert aber entsprechend (hoch) qualifizierte Mitar-
beiter. Umgekehrt haben manche Arbeitsstellen 
im unteren Management nur sehr wenige Ent-
scheidungsmöglichkeiten im Sinne der Gestal-
tung des Transformationsprozesses. Sie sind reine 
»Verwaltungsstellen« (Sachbearbeiter) und äh-
neln damit Betriebsdiensten.

Die betrieblichen Produktionsfaktoren der Ab-
bildung 1-2 lassen sich noch in einer anderen Hin-
sicht aggregieren:

 � Repetierfaktoren: Dies sind Produktionsfakto-
ren, die im betrieblichen Transformationspro-
zess »untergehen«, da sie zum Bestandteil des 
Produkts werden (Werkstoffe), oder für die 
Funktionsfähigkeit der Betriebsmittel bzw. des 
Betriebs benötigt werden (Betriebsstoffe).

 � Potenzialfaktoren: Sie stellen im betriebli-
chen Transformationsprozess ihr Nutzungspo-
tenzial zur Verfügung: Hierzu zählen die Be-
triebsmittel und die Arbeitsleistungen. Letztere 
bezeichnet man in diesem Zusammenhang – 
wertneutral – auch als Humankapital. Mitar-
beiter setzen in den dispositiven und objekt-
bezogenen Arbeitsleistungen ihre physischen 
Fähigkeiten und kognitiven Fertigkeiten (Wis-
sen) ein: Ebenso wie Investitionen in neue Be-
triebsmittel getätigt werden, stellen Weiter-
bildung und Schulungen der Mitarbeiter Inves-
titionen in das Humankapital dar.
Eine weitere Parallele zwischen Betriebsmittel 
und Arbeitsleistungen gibt es bezogen auf Ab-
schreibungen: Im Laufe der Lebensjahre 
nimmt die physische und möglicherweise kog-

Moderne Arbeitstätigkeiten sind 
eine Mischung aus derivativen 
und objektbezogenen Arbeits-
leistungen.

Humankapital: die Fähigkeiten 
und das Wissen der Mitarbeiter.
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nitive Leistungskraft eines Menschen ab; insbe-
sondere lassen aber der technische Fortschritt 
Fähigkeiten und Fertigkeiten eines Mitarbeiters 
veralten, da nunmehr neues Wissen gefordert 
ist. Dieser Entwertungsprozess des im Betrieb 
vorhandenen Humankapitals (Atrophie) ist 
durch Weiterbildung der vorhandenen Mitar-
beiter, aber auch durch Einstellung neuer Mit-
arbeiter, welche die gewünschten aktuellen 
Kenntnisse »mitbringen«, aufzufangen. Vor der 
physischen Auszehrung soll den Mitarbeiter 
eine Vielzahl vor allem arbeitsrechtlicher Rege-
lungen schützen (z. B. Höchstarbeitszeit; Ur-
laubsanspruch).

Das System der betrieblichen Produktionsfakto-
ren hat einige Erweiterungen erfahren: So wer-
den die Umwelt oder die Infrastruktur (z. B. 
Verkehrs- oder Kommunikationsnetz) ebenfalls 
als Inputfaktoren im betrieblichen Transforma-
tionsprozess (Zusatzfaktoren) gesehen, wenn-
gleich der Betrieb diese Produktionsfaktoren 
nicht über Transaktionen erwirbt, sondern an 
seinem Standort »von alleine« (Umwelt) bzw. 
durch staatliche Leistungen gestellt bekommt. 
Auch Dienstleistungen Dritter, die finanzielle 
Transaktionen erleichtern (z. B. Banken) oder 
Versicherungsschutz (Versicherungen) bieten, 
zählt man zu den Zusatzfaktoren. Umstritten ist, 

ob Informationen einen eigenständigen Input-
faktor im betrieblichen Transformationsprozess 
darstellen oder ob sie in den Betriebsmitteln 
(z. B. Datenbank) und im Humankapital integ-
riert sind.

1.2.2  Die Teilaufgaben 
des betrieblichen 
Transformationsprozesses

Zwischen der Aufnahme von Input und der Ab-
gabe von Output sowie parallel dazu laufen in 
einem Betrieb zahlreiche Aktivitäten (»Aufga-
ben«) ab, die erst in ihrer Gesamtheit den be-
trieblichen Transformationsprozess vollständig 
beschreiben (Abbildung 1-3). Die detaillierte Be-
handlung der hier zunächst nur kurz charakteri-
sierten Teilaufgaben des betrieblichen Transfor-
mationsprozesses ist Hauptgegenstand der vor-
liegenden Schrift.

Merke 
Der betriebliche Transformationsprozess 
setzt sich aus den Teilaufgaben Beschaf-
fung, Lagerung, Erzeugung, Absatz, Finan-
zierung, Personal- und Technologieentwick-
lung sowie Leitung zusammen.

»Es gibt Leute, die halten den 
Unternehmer für einen räudigen 
Wolf, den man totschlagen 
müsse. Andere meinen, der 
Unternehmer sei eine Kuh, die 
man ununterbrochen melken 
könne. Nur wenige sehen in ihm 
ein Pferd, das den Karren zieht.« 
(Winston Churchill)

Die Teilaufgaben des betrieblichen Transformationsprozesses

Abb. 1-3

Geld
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entwicklung
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Leitungs-
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Finanzierungs-
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Erzeugungs-
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Lagerungs-
aufgabe
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aufgabe
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Zur Beschaffungsaufgabe gehören der Ankauf 
oder die Anmietung (Leasing) von Betriebsmit-
teln, der Einkauf von Werkstoffen (bei Sachleis-
tungsbetrieben) und die Anstellung von Mitarbei-
tern.

Die Lagerungsaufgabe betrifft alle betriebli-
chen Arbeiten, die vor dem eigentlichen Produkti-
onsprozess mit der Lagerung von Betriebsmitteln 
und Werkstoffen und nachher mit der Lagerung 
der Fertigfabrikate anfallen.

Bei der Erzeugungsaufgabe geht es um die 
betrieblichen Arbeiten im Rahmen des eigentli-
chen Produktionsprozesses. Im Einzelnen ist 
festzulegen, wann welche Produkte in welchen 
Mengen mit welchen Produktionsfaktoren herge-
stellt werden sollen (»Produktionsplanung«). In 
den Sachleistungsbetrieben sind die Produkti-
onsprozesse weitgehend technologisch durch 
entsprechende Betriebsmittel bestimmt, in 
Dienstleistungsbetrieben spielen (objektbezo-
gene) Arbeitsleistungen oftmals die entschei-
dende Rolle.

Die Absatzaufgabe befasst sich mit der Erkun-
dung des Absatzmarktes, seiner Beeinflussung 
(z. B. durch Werbung) und dem Verkauf oder der 
Vermietung der betrieblichen Produktion.

Die Finanzierungsaufgabe steht zwischen Ab-
satz und Beschaffung: Mit dem Verkauf von Out-
put verdient man Geld, und die Beschaffung von 
Input kostet Geld. Nun sind aber häufig Geldzu- 
und -abflüsse nicht deckungsgleich. So können 
z. B. größere Investitionen nicht aus den laufen-
den Verkaufserlösen bestritten werden. Daher ist 
in der Finanzierungsaufgabe dafür zu sorgen, 
dass das Unternehmen über die benötigten fi-
nanziellen Mittel (»Geld«) verfügt, um den laufen-
den betrieblichen Transformationsprozess zu be-
streiten, Investitionen zu tätigen oder Investoren 
zustehende Zahlungen (z. B. Zinszahlungen an 
Kreditgeber; Rückzahlung von Krediten) leisten 
zu können. Die Wahrung der Zahlungsfähigkeit 
erfordert eine entsprechende Liquiditätspla-
nung. Fehlen dem Unternehmen für die anste-
henden zu leistenden Zahlungen (Auszahlungen) 
finanzielle Mittel, ist dem Unternehmen frisches 
Geld (Kapital) durch Aufnahme von Fremd- oder 
Eigenkapital am Kapitalmarkt bzw. bei Investoren 
zuzuführen. Zielsetzung hierbei ist es, das benö-
tigte Kapital zu möglichst geringen Kapitalkos-
ten (Finanzierungskosten) zu beschaffen. Ferner 

sind derzeit überschüssige Geldmittel, die z. B. 
aus Verkaufserlösen stammen und nicht für an-
stehende Auszahlungen benötigt werden, am Ka-
pitalmarkt anzulegen, um Zinsen zu erwirtschaf-
ten (Finanzinvestitionen). Hinzu kommt oftmals 
noch im Rahmen des Beteiligungsmanage-
ments der Erwerb bzw. die Veräußerung von Be-
teiligungen an anderen Unternehmen über den 
Kapitalmarkt.

Die Personal- und Technologieentwicklung 
soll sicherstellen, dass die Qualifikation der Mitar-
beiter (Mitarbeiterkompetenzen) und die einge-
setzten Technologien »auf dem neuesten« Stand 
sind. Daher müssen die eingesetzten Technolo-
gien, die im Unternehmen Innovationen ermögli-
chen, weiterentwickelt, aber auch neue, interes-
sante Technologien entdeckt werden. Bezogen 
auf die Mitarbeiter sorgen Weiterbildungsmaß-
nahmen und die Gewinnung neuer Mitarbeiter 
dafür, dass das Unternehmen über das »geeignete 
Humankapital« verfügt, um die in der Zukunft auf-
tretenden Herausforderungen erfolgreich bewälti-
gen zu können.

Aufgabenstellungen »rund um den Faktor Ar-
beit« werden häufig unter das Human Res-
source Management gefasst. Hierzu zählen zum 
einen die administrativen Aufgaben der Perso-
nalverwaltung (Erfassung und Pflege der rele-
vanten Personaldaten, Arbeitsverträge usw.), 
zum anderen die Personaleinstellung, Personal-
bewertung, die Personalvergütung (Arbeitsent-
geltgestaltung) sowie das Kompetenzmanage-
ment, das die benötigte Qualifikation der Mitar-
beiter sicherstellen soll.

Die Leitungsaufgabe verantwortet das Vorbe-
reiten und Fällen von Führungsentscheidungen 
zum Zweck der Leitung und Lenkung aller ande-
ren betrieblichen Arbeiten. Dies sind die originä-
ren und derivativen Arbeitsleistungen.

Die Teilaufgaben des betrieblichen Transfor-
mationsprozesses beinhalten eine Vielzahl ein-
zelner Aktivitäten. Die Folge von zusammenhän-
genden Aktivitäten, die zur Erfüllung einer be-
trieblichen Teilaufgabe notwendig sind, wird 
auch als Geschäftsprozess bezeichnet. Je nach 
ihrem Umfang lässt sie sich als Haupt- oder Teil-
prozess verstehen, wobei sich ein Hauptprozess 
in mehrere ineinandergreifende bzw. aufein-
ander folgende Teilprozesse unterteilt. Aus in-
haltlicher Sicht hat sich eine Unterscheidung in 

Aufgabe der Finanzplanung ist es, 
unter Wahrung der Zahlungs-
fähigkeit Kapital mit möglichst 
geringen Kapitalkosten zu 
beschaffen und frei verfügbare 
Finanzmittel unter Beachtung 
des Risikos möglichst ertragreich 
anzulegen.
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primäre und sekundäre Geschäftsprozesse 
durchgesetzt: Primäre Geschäftsprozesse be-
ziehen sich unmittelbar auf die Beschaffung des 
benötigten Inputs, die Produktion, Lagerung von 
In- oder Output oder die Vermarktung des er-
stellten Outputs. Sekundäre Geschäftsprozesse 
unterstützen die primären Geschäftsprozesse 
(Supportprozesse wie Technologie- oder Perso-
nalentwicklung, Finanzierungsaufgabe) oder 
übernehmen deren Lenkung und Leitung (Ma-
nagementprozesse). Die Bezeichnungen »pri-
mär« und »sekundär« sind damit nicht im Sinne 
einer Wertung ihrer Wichtigkeit zu verstehen. 
Vielmehr kann nur durch das (optimale) Zusam-
menspiel von primären und sekundären Ge-
schäftsprozessen der betriebliche Transformati-
onsprozess erfolgreich gestaltet werden. Dies gilt 
auch für die Strukturierung eines Hauptprozes-
ses in seine Teilprozesse bzw. die Abstimmung 
dieser Teilprozesse.

1.2.3  Wertkette und Wertschöpfung

Abbildung 1-1 interpretiert den Transformati-
onsprozess als technischen (materiellen) Vor-
gang. Hierfür wird auch der Begriff Wertkette 
verwendet, die die Summe aller physisch und 
technisch abgrenzbaren Aktivitäten in einem Be-
trieb, um Input in marktfähigen (vermarktungs-
fähigen) Output umzuwandeln, umfasst. Die 
Wertkette bildet damit die Summe der betreffen-
den primären Geschäftsprozesse zur Erstellung 
des Outputs ab.

Ein Produkt benötigt zumeist eine große An-
zahl an verschiedenen technischen Bearbei-
tungsschritten und Werkstoffen, bis es »fertig« ist 
(»von den Rohstoffen bis zu einem fertigen 
Auto«). Das Prinzip der Arbeitsteilung zwischen 
Betrieben – einem Kennzeichen modernen Wirt-
schaftens – impliziert hierbei, dass ein Betrieb 
nur bestimmte Aktivitäten im gesamten Erstel-
lungsprozess eines Produktes übernimmt (Kapi-
tel 11 und 12): Er bezieht von Zulieferern Werk-
stoffe oder Dienstleistungen bzw. liefert sein Leis-
tungsergebnis des betrieblichen 

Transformationsprozesses an weiterverarbei-
tende Betriebe, was bei ihnen wiederum Input 
darstellt. Erst der »letzte« Betrieb in dieser Ab-
folge vollendet dann das fertige (konsumfähige) 
Produkt. Der gesamte Erstellungsprozess eines 
Produkts setzt sich damit aus der Summe der 
betrieblichen Wertketten bzw. den einzelnen 
betrieblichen Transformationsprozessen zusam-
men (Abbildung 1-4). Je »besser« die einzelnen 
betrieblichen Wertketten der vor- und nachgela-
gerten Stufen aufeinander abgestimmt sind 
(Wertverbundsystem), desto effizienter (kosten-
günstiger und/oder qualitativ besser) verläuft der 
Erstellungsprozess des Produkts. Das Wertver-
bundsystem ist damit das überbetriebliche Ana-
logon zur optimalen innerbetrieblichen Abstim-
mung der Geschäftsprozesse.

Bewertet man den betrieblichen Transforma-
tionsprozess bzw. die betriebliche Wertkette mo-
netär, kommt man zum Begriff der Wertschöp-
fung.

Die Wertschöpfung zeigt an, welche »Werte« 
durch den betrieblichen Transformationsprozess 
(Wertkette; Geschäftsprozesse) geschaffen wer-
den. Diese betriebliche Wertschöpfung steht zur 
Verteilung an: Arbeitnehmer erhalten hieraus ih-
ren Lohn, Kapitalgeber ihre Zinsen, der Staat 
seine Steuern und der Unternehmer als Residual-
größe, d. h. sofern noch etwas von der Wertschöp-
fung »da« ist, seinen Gewinn.

Die im betrieblichen Transforma-
tionsprozess ablaufenden Aktivi-
täten bilden eine Wertkette.

Der physische Erstellungsprozess 
eines Produkts setzt sich aus 
der Summe der betrieblichen 
Wertketten zusammen.

Eine Wertschöpfung im Betrieb 
liegt vor, wenn der Preis, den der 
Anbieter für sein im betrieblichen 
Transformationsprozess entstan-
denes Leistungsergebnis (Output, 
Produkt) erhält, höher als der 
Wert des von anderen produzie-
renden Einheiten (z. B. Zulieferer) 
bezogenen und im Transforma-
tionsprozess verbrauchten sach-
lichen Inputs ist.

Der Gewinn ist die Residualgröße 
in der Wertschöpfung.

Entstehungsprozess eines Produkts

Abb. 1-4

Betrieb
I

Betrieb
II

Betrieb
III

Betrieb
IV

betriebliche 
Wertkette

Erstellungsprozess des Produkts
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1.3  Die Eckwerte der Unternehmensführung

Für ein Unternehmen gibt es bestimmte Tatbe-
stände, deren Verletzung »höchste Gefahr« für sei-
nen Bestand bedeutet.

1.3.1  Das Wirtschaftlichkeitsprinzip

Das Wirtschaftlichkeitsprinzip lässt sich in Men-
gen- oder Wertgrößen formulieren. In Mengen-
größen ausgedrückt verlangt es, dass entweder

 � ein bestimmter Output mit geringstmöglichem 
Input (Minimumprinzip) oder

 � mit einem gegebenen Input ein größtmögli-
cher Output (Maximumprinzip) erzielt wird.

Im Grunde erhebt also das Wirtschaftlichkeits-
prinzip die eigentlich für alle Betriebe selbstver-
ständliche Forderung, keine Produktionsfaktoren 
zu verschwenden, also »wirtschaftlich« zu arbei-
ten. Die gelegentlich verwendete Formulierung 
»geringstmöglicher Input bei größtmöglichem 
Output« ist nicht praktikabel und bedeutet letzt-
lich soviel wie »mit nichts alles erreichen«. Entwe-
der der Output oder der Input muss als »Orientie-
rungsgröße« vorgegeben sein. Auf dieser Basis 
versucht man dann, mit möglichst wenig Ver-
schwendung zu produzieren.

Anhand von Wertgrößen lässt sich das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip mit Kosten und Leistungen 
abbilden, wobei – etwas vereinfacht – unter Kos-
ten der in Geld bewertete Input eines Betriebes 
und unter Leistung der in Geld bewertete Output 
eines Betriebes verstanden wird (Abbildung 1-5). 

Eine Kennzahl für die Wirtschaftlichkeit ist hierbei 
das Wirtschaftlichkeitsmaß (W).
Es lautet:

 � beim Minimumprinzip

mit:
Soll-Kosten = geringstmögliche Kosten zur 

Erstellung eines bestimmten 
Outputs

Ist-Kosten = tatsächlich angefallene 
 Kosten

Soll-Kosten < Ist-Kosten

 � beim Maximumprinzip

mit:
Soll-Leistung = bestmögliche Leistung  

bei Vorhandensein eines 
 bestimmten Inputs

Ist-Leistung = tatsächlich erzielte Leistung
Soll-Leistung > Ist-Leistung

Die Größe des Wirtschaftlichkeitsmaßes (W) liegt 
zwischen 0 und 1, wobei gilt:
W → 0: viel Verschwendung,  

d. h. geringe Wirtschaftlichkeit
W → 1: wenig Verschwendung,  

d. h. hohe Wirtschaftlichkeit.

In der Praxis hat man allerdings oft das Problem, 
dass zwar der gegebene Input, die Istkosten und 
der erzielte Output bekannt, aber die korrespon-
dierenden Soll-Kosten bzw. die Soll-Leistung 
schwierig zu bestimmen (planen) sind.

Betrachtet man die Wirtschaftlichkeit anhand 
von Mengengrößen (Input; Output) spricht man 
häufig auch von Produktivität, die das mengen-
mäßige oder technische Verhältnis von Einsatz-
mitteln (Input) und deren erzielte Ergebnisse 
(Output) erfasst. Sind Minimum- oder Maximum-
prinzip der Wirtschaftlichkeit erfüllt, ist die Pro-
duktivität am höchsten. Synonym verwendet man 
hierfür oft auch den Begriff »Effizienz«: Wer wirt-

Minimumprinzip:  
Output gegeben

Maximumprinzip:  
Input gegeben

Wirtschaftlich sein heißt, nichts 
zu verschwenden.

Ausgangsgrößen für die Wirtschaftlichkeit

Abb. 1-5

Input Output

Wert: Wert:

LeistungKosten

Betrieb
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schaftlich handelt, hat seinen betrieblichen Trans-
formationsprozess effizient ausgestaltet, die Pro-
duktivität ist deshalb hoch (maximal). In der 
 Produktivität lässt sich indirekt auch die Qualität 
des Outputs zum Ausdruck bringen: So ist die 
 Produktivität niedrig, wenn aufgrund von fehlen-
dem Know-how der Mitarbeiter viel Ausschuss 
 anfällt bzw. anspruchsvolle (qualitätssensible) 
Produktionsschritte möglicherweise überhaupt 
nicht durchführbar sind (Produktivität von Null).

Häufig bezieht man die Produktivität auf be-
stimmte Inputfaktoren (faktorbezogene Produk-
tivität) und setzt diese in Relation zu Outputgrö-
ßen, die innerhalb der betrieblichen Wertkette 
anfallen. So beschreibt die Arbeitsproduktivität 
das Produktionsergebnis je Arbeitsstunde, das in 
einem bestimmten Betriebsbereich (Werk; Abtei-
lung) oder von einer bestimmten Arbeitsgruppe 
erzielt wurde: Hierzu wird der betreffende Output 
in einer Periode durch die Gesamtzahl der im 
 Betrieb in dieser Periode angefallenen Arbeits-
stunden der Mitarbeiter geteilt: So haben bei-
spielsweise 50 Näherinnen an einem Tag (8 Ar-
beitsstunden) 600 Herrenanzüge genäht. Die Ar-
beitsproduktivität liegt damit bei 1,5 Anzügen pro 
Arbeitsstunde einer Näherin. Formal handelt es 
sich um die Durchschnittsproduktivität. Davon 
zu unterscheiden ist die Grenzproduktivität 
(marginale Produktivität): Diese beschreibt, 
welcher zusätzliche Output erzielt werden kann, 
wenn man eine zusätzliche Einheit des Inputfak-
tors einsetzt. Die Grenzproduktivität muss keines-
wegs mit der Durchschnittsproduktivität identisch 
sein: So mag im obigen Beispiel eine Erhöhung 
der Arbeitszeit einer Mitarbeiterin von 8 auf 9 
Stunden dazu führen, dass die Mitarbeiterin er-
schöpft ist und deshalb in dieser zusätzlichen 
Stunde nur noch einen halben Anzug »schafft«. 
Analog zur Arbeitsproduktivität lässt sich die Pro-
duktivität der Betriebsmittel bestimmen: Sie er-
fasst, welcher Güterausstoß mit dem Input Be-
triebsmittel – operationalisiert anhand der Ma-
schinenstunden oder Anzahl an Maschinen – in 
einer bestimmten Periode erzielt wurde.

Eine faktorbezogene Produktivität blendet an-
dere Inputfaktoren bezogen auf die Erstellung des 
Outputs aus. Die Leistungsmenge ist jedoch das 
Ergebnis des Zusammenwirkens aller Inputfakto-
ren. Insbesondere kann eine Veränderung im Ein-
satz eines Inputfaktors die Produktivität eines an-

deren Inputfaktors beeinflussen. So lässt sich im 
obigen Beispiel unterstellen, dass bessere (leis-
tungsfähigere) Maschinen die Arbeitsproduktivität 
steigern: Mit technologisch hochwertigen Nähma-
schinen schaffen die Näherinnen 2,5 Herrenzüge 
in der Stunde. In der Praxis ist es ferner oft wenig 
sinnvoll, unterschiedliche Maschinen »über einen 
Kamm zu scheren«; zudem gibt es verschiedene 
Qualitäten von Mitarbeiterleistungen. Deshalb 
sind Maßgrößen wie Arbeitsstunden oder Maschi-
nenlaufzeiten oftmals wenig aussagekräftig für 
den eingesetzten Input. Ebenso besteht der Out-
put zumeist nicht aus einem einzelnen Produkt, 
sondern umfasst eine Vielzahl von Produktvarian-
ten oder Produktlinien. Daher lässt sich die Pro-
duktivität oftmals nur sehr pauschal erfassen, 
welche Mengen einer bestimmten Produktvari-
ante innerhalb einer bestimmten Periode in ei-
nem Betrieb erstellt wurden. Die betrachtete Peri-
ode (z. B. eine Woche) ist dann eine stellvertre-
tende Größe für die in dieser Zeit eingesetzten 
Inputfaktoren. Verändert sich die Menge der ein-
gesetzten Inputfaktoren nicht, lässt sich von einer 
Zeitperiode zur nächsten prüfen, ob die Durch-
schnittsproduktivität und damit Wirtschaftlichkeit 
und Effizienz gestiegen (höhere Produktions-
menge als in der Periode zuvor), gleichgeblieben 
oder gefallen sind.

Eng mit der Wirtschaftlichkeit, Produktivität 
und Effizienz zusammenhängend ist das Konzept 
der Rationalisierung.

Hierunter versteht man die Verbesserung (Op-
timierung) von Betriebsabläufen unter dem Ge-
sichtspunkt der Wirtschaftlichkeit: Es soll die Pro-
duktivität des Betriebs bzw. die Effizienz des be-
trieblichen Transformationsprozesses erhöht 
werden. Rationalisierungsmaßnahmen können in 
allen Bereichen eines Unternehmens ansetzen: in 
der Aufbau- und Ablauforganisation, in den einge-
setzten Prozesstechnologien, durch Normung und 
Typung der verwendeten Werkstoffe, durch Pro-
duktionskonzepte wie Plattform- und Modulstra-
tegien oder durch ein intelligentes Produktvarian-
tenmanagement. Ein traditioneller Ansatz zum 
Ausschöpfen von Rationalisierungspotenzialen ist 
(war) die Substitution objektbezogener Arbeits-
leistungen durch Betriebsmittel (»Substitution 
von Arbeit durch Kapital«) und die Erhöhung der 
Standardisierung und Automation der Fertigungs-
prozesse durch Einsatz entsprechender Technolo-

Wirtschaftlichkeitsprinzip, 
Produktivität und Effizienz sind 
Drillinge.

Durch Rationalisierung soll die 
Wirtschaftlichkeit, Produktivität 
und Effizienz des betrieblichen 
Transformationsprozesses 
 gesteigert werden.
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gien. Der Effekt von Rationalisierungsmaßnah-
men wird in der Regel nicht in Mengengrößen (In-
put; Output), sondern anhand der Ist-Kosten für 
eine produzierte Einheit eines Produkts (Stück-
kosten) abgebildet. Dadurch wird Rationalisie-
rung auf den Aspekt der Kosteneinsparung redu-
ziert (Verringerung der Stückkosten). Implizit 
blendet diese Sichtweise die Outputseite (quanti-
tative Verbesserung des Leistungsergebnisses) 
aus. Ferner führt ein abnehmender Rationalisie-
rungseffekt dazu, dass in einer Abfolge von Ratio-
nalisierungsprojekten die Kosteneinsparungen 
immer kleiner werden. Erforderlich ist dann zu-
meist eine grundlegende Umstrukturierung der 
Geschäftsprozesse, z. B. durch Einsatz einer inno-
vativen Prozesstechnologie (Prozessinnovatio-
nen), um neue Rationalisierungspotenziale er-
schließen zu können.

Rationalisierung stellt eine Strategie zur Ver-
besserung der Marktposition eines Betriebs dar, 
da das Ausschöpfen von Rationalisierungs- bzw. 
Kosteneinsparungspotenzialen die Kostenposi-
tion des Betriebs am Markt verbessern soll. Ein 
anderer Ansatz zur Verbesserung der Marktposi-
tion bzw. der Anpassung an geänderte Rahmen-
bedingungen stellt die Innovationsstrategie im 
Bereich des Outputs (Produktinnovation) dar: 
Hierdurch verbessert sich das Leistungsergebnis 
qualitativ aus Sicht der Kunden oder es wird ein 
für das Unternehmen neuartiger Output geschaf-
fen. Oftmals impliziert diese Innovationsstrate-
gie, dass die Herstellung von Teilen des bisheri-
gen Angebotsprogramms (Outputs) aufgegeben 
und durch neue Produkte ersetzt wird. Abstrakt 
formuliert liegt damit eine inhaltliche Neudefini-
tion des Outputs vor. Weiterhin gilt allerdings, 
dass dieser neue Output möglichst wirtschaft-
lich zu erstellen ist. Dies erfordert oftmals eine 
Kombination aus Prozess- und Produktinnova-
tionen.

1.3.2  Das erwerbswirtschaftliche 
Prinzip

Oberstes Ziel unternehmerischer Tätigkeit ist die 
Erwirtschaftung von Überschuss: Die Produktion 
wird nach Art und Menge so festgelegt, dass ent-
weder ein möglichst großer Gewinn oder eine 
möglichst große Rentabilität erreicht wird.

 � Der Gewinn ist – in seiner einfachsten konzep-
tionellen Berechnung – die Differenz zwischen 
Umsatz und Kosten:
Gewinn = Umsatz − Kosten
mit: Umsatz = Verkaufsmenge × Verkaufspreis

 � Die Rentabilität eines Betriebes gibt an, in wel-
cher Höhe sich das dort eingesetzte (inves-
tierte) Kapital während einer bestimmte Zeit-
spanne verzinst hat (Kapitalverzinsung; Kapi-
talrendite; Anlagenrendite). Man 
unterscheidet die Eigenkapitalrentabilität

 und

die Gesamtkapitalrentabilität

wobei das Eigenkapital (Fremdkapital) das von 
den Eigentümern (Gläubigern) im Betrieb ein-
gesetzte Kapital ist, für das sie als »Entschädi-
gung« Gewinn (Fremdkapitalzinsen) beanspru-
chen. Eigen- und Fremdkapital zusammen bil-
den das von den Investoren insgesamt 
eingesetzte Kapital (Gesamtkapital).
Gewinne werden entweder an die Unterneh-
menseigner ausgeschüttet (z. B. Dividende bei 
Aktien) oder im Unternehmen belassen (The-
saurierung), wodurch dann das Eigenkapital 
in Höhe der thesaurierten Gewinne ansteigt.

Häufig wird auch noch die Umsatzrentabilität

berechnet und in die Rentabilitätsanalyse einbe-
zogen: Selbst dann, wenn der Gewinnanteil am 
Umsatz gering ist, kann ein Unternehmen eine 
günstige Eigenkapitalrentabilität erwirtschaften. 
Voraussetzung ist, dass mit dem Kapitaleinsatz 
ein hoher Umsatz erwirtschaftet wird:

↓ ↓ ↓
gering hoch günstig

Der Quotient aus Umsatz zu Kapital wird auch als 
Kapitalumschlagsgeschwindigkeit (turnover 
velocity) bezeichnet. Eine Kapitalumschlagsge-
schwindigkeit von 3 bedeutet, dass das einge-

Das erwerbswirtschaftliche 
Prinzip kennt viele Ausformu-
lierungen bei Gewinn und 
 Rentabilität.
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setzte Kapital zum dreifachen Umsatz geführt hat. 
Allgemein gibt diese Kenngröße Aufschluss über 
die »Ausnutzung« des Kapitals, die sich – zunächst 
– im Umsatz zeigt. Insbesondere der Einzelhandel 
weist eine vergleichsweise hohe Kapitalum-
schlagsgeschwindigkeit auf.

 BEISPIEL  Zum Verhältnis von Wirtschaft-
lichkeitsprinzip und erwerbswirtschaftlichem 
 Prinzip 

▶▶▶ Eine Porzellanmanufaktur plant aus Anlass 
ihres 100-jährigen Bestehens die Auflage eines 
neuen Kaffeeservices namens »Desiree«.

Zunächst ist für die absehbare Zeit die je Jahr 
herzustellende Stückzahl festzulegen. Folgende 
Alternativen werden als realistisch angesehen:

Stückzahl 6000 8000 12 000

Erforderlicher 
 Kapitaleinsatz (€)

1,25 Mio. 1,33 Mio. 2 Mio.

Stückkosten (€) 610 590 575

Verkaufspreis  
je Stück (€)

650 617,50 600

Hieraus ergeben sich für Gewinn und Rentabilität: 

Stückzahl 6000 8000 12 000

Gewinn (€) 240 000 220 000 300 000

Rentabilität (%) 19,2 16,5 15

Es zeigt sich, dass der Gewinn bei einer Stück-
zahl von 12 000 am größten ist. Andererseits 
sind bei dieser Stückzahl derart umfangreiche 
– mit Kapitalbedarf verbundene – Investitionen 
erforderlich, dass unter Rentabilitätsgesichts-
punkten eine Stückzahl von 6000 am günstigs-
ten ist: Ein hoher Gewinn kann also seinen Reiz 
dann verlieren, wenn seine Realisation einen 
übermäßig ausgeweiteten Kapitaleinsatz not-
wendig macht.

Die Porzellanmanufaktur beschließt, eine mög-
lichst große Rentabilität anzustreben und die Pro-
duktion auf 6000 Stück je Jahr zu beschränken. 
Am Ende des ersten Jahres ist das Produktions- 
und Verkaufsziel erreicht, nicht aber das Kosten-
ziel: Tatsächlich liegen die Ist-Kosten bei 635 Euro 
je Stück. Die Manufaktur hat also mit

ihr Wirtschaftlichkeitsziel nicht erreicht. Damit ist 
aber auch der Gewinn mit 90 000 Euro und die 
Rentabilität mit 7,2 Prozent hinter den Erwartun-
gen zurückgeblieben.

Daraus folgt:
 � In einem Unternehmen wird das Produktions-
niveau mit Hilfe des erwerbswirtschaftlichen 
Prinzips bestimmt. Das Wirtschaftlichkeitsprin-
zip verlangt dann, dieses – nun vorgegebene 
– Produktionsniveau bei möglichst wenig Ver-
schwendung herzustellen.

 � Wird das Wirtschaftlichkeitsziel verfehlt, dann 
kann auch das Gewinn- bzw. Rentabilitätsziel 
nicht erreicht werden. ◀◀◀

Wird der Gewinn auf das Betriebsergebnis und 
der Kapitaleinsatz auf das betriebsnotwendige 
Eigenkapital beschränkt, bezeichnet man eine 
derartig modifizierte Eigenkapitalrentabilität als 
»Return on Investment (ROI)«. Diese Kennzahl 
ist aussagekräftiger als die Eigenkapitalrentabili-
tät, da das Betriebsergebnis den Erfolg der »nor-
malen« (üblichen; operativen) Geschäftstätigkeit 
enthält und um außergewöhnliche Effekte (z. B. 
Verkauf eines Grundstücks mit hohem Gewinn) 
bereinigt ist. Mitunter werden zum Betriebsergeb-
nis die Steuern und Fremdkapitalzinsen, die den 
Gewinn gemindert haben, wieder hinzugerech-
net, da diese Größe (EBIT, Earnings before Inte-
rest and Taxes) erst die »tatsächliche« Leistung 
(Performance) des Unternehmens in seinen Ge-
schäftsfeldern widerspiegeln soll. Zählt man zum 
Gewinn nur die (Ertrags-)Steuern hinzu, liegt der 
Vorsteuergewinn vor.

Das betriebsnotwendige Eigenkapital im RoI 
gibt das zur Erreichung des Betriebszwecks erfor-
derliche Eigenkapital an. Da dies nur sehr schwer 
zu bestimmen ist, verwendet man oftmals statt-
dessen das betriebsnotwendige Gesamtkapital, 
wofür es in der Bilanzanalyse entsprechende Be-
rechnungsschritte gibt. Wird als Bezugsgröße für 
das Betriebsergebnis bzw. das EBIT das Gesamt-
kapital verwendet, ist der so berechnete RoI ana-
log zur Gesamtkapitalrentabilität zu sehen. Die 
Berechnung des RoI ist häufig Teil der Bilanzana-
lyse, da die betreffenden Zahlenwerte dem Jah-
resabschluss eines Unternehmens zu entnehmen 
sind. Hier wird der Gewinn zumeist als Jahres-
überschuss bezeichnet.
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Renditekennzahlen sind eine Maßzahl, wie er-
folgreich ein Unternehmen das erwerbswirt-
schaftliche Prinzip verfolgt. Sie bieten vielfältige 
Ansatzpunkte für das Management eines Unter-
nehmens: So lässt sich die eigene erzielte Kapital-
rendite mit derjenigen von bestimmten Konkur-
renten in der Branche (z. B. Marktführer) oder dem 
Branchendurchschnitt vergleichen (Benchmar-
king), um die eigene Position im Wettbewerb zu 
überprüfen. Ebenso können Renditekennziffern 
für Tochtergesellschaften oder Geschäftsbereiche 
bestimmt werden: Diejenigen Tochtergesellschaf-
ten bzw. Geschäftsbereiche, die bestimmte Rendi-
tezahlen nicht erzielen, werden möglicherweise 
abgestoßen (verkauft) oder es müssen Maßnah-
men eingeleitet werden, um eine Renditesteige-
rung zu erreichen. Schließlich bieten Rendite-
kennzahlen auch eine denkbare Bezugsgröße für 
eine erfolgsabhängige Entlohnung von Mana-
gern: Je höher die erzielte Rendite ist, desto höher 
soll auch die Entlohnung derjenigen sein, die mit 
ihren (dispositiven) Arbeitsleistungen den Erfolg 
maßgeblich herbeigeführt haben. Dies setzt aller-
dings voraus, dass die zu entlohnenden Mitarbei-
ter nicht durch entsprechende »Gestaltungsmaß-
nahmen« im Jahresabschluss des Unternehmens 
den ausgewiesenen Gewinn bzw. die Kapitalren-
dite verfälschen dürfen.

Das erwerbswirtschaftliche Prinzip hat unter 
dem Schlagwort der wertorientierten Unterneh-
mensführung (Value Based Management, VBM) 
eine »Renaissance« erfahren. Dieses Konzept for-
dert eine Lenkung und Leitung des betrieblichen 
Transformationsprozesses dahingehend, den sog. 
Unternehmenswert zu steigern. Die bekannteste 
Ausprägung dieses Konzepts ist der Shareholder- 
Value-Ansatz: Demnach hat die Unternehmens-
leitung im Sinne ihrer Anteilseigner (shareholder) 
zu handeln und ihre Vermögensposition, d. h. 
den Wert ihrer Unternehmensanteile zu mehren 
(Erhöhung des Shareholder Value), der wiederum 
umso größer ist, je höher der Unternehmenswert 
ist. Hierbei wird der Begriff »Shareholder Value« 
sowohl auf die Vermögensposition eines Aktio-
närs als auch auf das Unternehmen als ganzes 
 bezogen. Unabhängig davon, wie der Unterneh-
menswert in den verschiedenen Konzepten der 
wertorientierten Unternehmensführung gemes-
sen wird, wirkt sich das Erzielen von Gewinn posi-
tiv auf den Unternehmenswert aus. Allerdings se-

hen die Konzepte der wertorientierten Unterneh-
mensführung Gewinnberechnungen, wie sie das 
Rechnungswesen in der Bilanz (Jahresabschluss) 
eines Unternehmens durchführt (Jahresüber-
schuss oder EBIT), als nicht aussagekräftig für die 
Ermittlung an, ob der Unternehmenswert gestei-
gert werden konnte. Durch bilanzielle und steuer-
liche Überlegungen gilt der Jahresüberschuss als 
zu stark beeinflussbar und somit nicht aussage-
fähig für die tatsächliche Leistung (Performance) 
eines Unternehmens. Auch der aktuelle Markt-
wert von Unternehmens anteilen (Börsenkurs von 
Aktien) wird als Kenngröße für den Wert eines 
 Unternehmensanteils abgelehnt, da er zu starken 
situativen Einflüssen an der Börse unterworfen 
ist. Daher werden aus Bilanzpositionen alterna-
tive Aggregatgrößen für den »Gewinn« (z. B. Cash-
flow; Economic Value Added, EVA, sog. ökonomi-
scher Mehrwert) ge bildet oder sogar Prognose-
werte über diese Bilanzpositionen verwendet, um 
den Unternehmenswert und die Höhe der Unter-
nehmenswertsteigerung zu bestimmen. Inhalt-
licher Kern der wertorientierten Unternehmens-
führung ist, Werttreiber im Unternehmen zu 
identifizieren. Hierunter versteht man alle Tat-
bestände in einem  Unternehmen (z. B. Inputfakto-
ren, Produkte,  Geschäftsfelder, Organisationsein-
heiten, Geschäftsprozesse), die einen positiven 
Wertbeitrag liefern. Um die Summe aller Wert-
beiträge verändert sich der Unternehmenswert. 
Hieraus ergibt sich eine einfache Richtschnur im 
Werttreibermanagement der wertorientierten 
Unternehmensführung: Werttreiber mit einem 
hohen Wertbeitrag sind zu erhalten oder auszu-
bauen, bei Werttreibern mit nur geringem Wert-
beitrag ist zu prüfen, wie diese zu einem höheren 
Wertbeitrag »veranlasst« werden können (z. B. 
Leistungssteigerung; Kostensenkungen; organisa-
torische Umstrukturierungen); Tatbestände im 
betrieblichen Transformationsprozess, die einen 
negativen Wertbeitrag liefern (Wertvernichter), 
sind abzustellen. Zur Identifizierung von Wert-
treibern und ihren Wertbeiträgen kennt die wert-
orientierte Unternehmensführung eine Vielzahl 
von Managementinstrumenten (z. B. Balanced 
Scorecard).
Lässt man sich von technischen Details in der 
 Bestimmung von Wertbeiträgen, des Unterneh-
menswerts oder der Unternehmenswertsteige-
rung sowie von der Terminologie (»Unterneh-

Wertorientierte Unternehmens-
führung: Alter Wein in neuen 
Schläuchen.

»Unternehmen, die scheitern, 
verschwinden vom Markt.« 
(Angela Merkel, Bundeskanzlerin)
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mensberater-Slang«) nicht beeindrucken, stellt 
die wertorientierte Unternehmensführung eine 
Rückbesinnung der Unternehmensführung auf 
die Aufgabe dar, das erwerbswirtschaftliche Prin-
zip zu verfolgen. Eine Ursache für diese eigentli-
che Selbstverständlichkeit ist, dass am Kapital-
markt vor allem institutionelle Anleger (Banken, 
Versicherungen, Hedge-Fonds) immer höhere 
Renditeforderungen an ihre Investitionen in Un-
ternehmen (Kapitalbeteiligungen) formulieren, 
die von der Unternehmensführung zu erfüllen 
sind.

Ein Unternehmen, das langfristig das erwerbs-
wirtschaftliche Prinzip nicht verfolgen kann, d. h. 
»Verluste produziert«, verschwindet vom Markt. 
Ursache ist, dass die Verluste das Eigenkapital 
aufgezehrt haben, was im juristischen Sinn zur 
Insolvenz (»Konkurs«, »Bankrott«) führt. Dieser 
ökonomische Darwinismus einer Marktwirt-
schaft, wonach nur die leistungsfähigen, Ge-
winne erzielenden Unternehmen überleben und 
leistungsschwache, Verluste erleidende Unter-
nehmen aus dem Marktgeschehen ausscheiden, 
wird jedoch aufgehoben, wenn vor allem große 
Unternehmen damit drohen, dass ihr Ausschei-
den vom Markt massive soziale Konsequenzen 
(Arbeitsplatzverlust für viele Mitarbeiter) hat 
oder ganze Märkte in Turbulenzen stürzen 
könnte. Der letztere Fall trifft für sog. systemre-
levante (systemische) Unternehmen (z. B. Ban-
ken im Kapitalmarkt) zu. Hier greift dann oftmals 
die Politik mit Unterstützungsmaßnahmen ein, 
um diese Unternehmen vor der Insolvenz zu ret-
ten. Solche Unternehmen bzw. deren Eigentümer 
sind damit in der angenehmen Position, dass er-
zielte Gewinne ausgeschüttet, aufgelaufene Ver-
luste aber von der öffentlichen Hand letztendlich 
aufgefangen werden (»Gewinne werden privati-
siert, Verluste sozialisiert«).

1.3.3  Das finanzielle Gleichgewicht

Gelingt es nicht, eine fällige Zahlungsverpflich-
tung gegenüber einem Gläubiger zu erfüllen, 
tritt der Tatbestand der Illiquidität ein, was 
ebenfalls zur Insolvenz des Unternehmens führt. 
Ein Unternehmen hat allerdings mehrere Mög-
lichkeiten, sein finanzielles Gleichgewicht wie-
der zu erlangen:

 � Stundung der Zahlungsverpflichtung: Der 
Gläubiger ist bereit, einen späteren Erfüllungs-
zeitpunkt zu akzeptieren. Dann besteht zum 
aktuellen Zeitpunkt keine fällige Zahlungsver-
pflichtung mehr.

 � Aufbringen von Finanzmitteln: Die Unterneh-
menseigner »schießen« frisches »Geld« (Eigen-
kapital) zu oder es gelingt, durch eine Kredit-
zusage neues Fremdkapital aufzunehmen. Bei-
des erhöht den Bestand an liquiden Mitteln 
(Zahlungsmitteln), mit denen die fällige Zah-
lungsverpflichtung beglichen wird. Im letzten 
Fall wird dann ein fälliger »alter« Kredit durch 
die Aufnahme eines neuen Kredits zurückge-
zahlt.

 � Durch Vermögensverkäufe wie die Veräuße-
rung von Betriebsmitteln oder Notverkäufe 
von Produkten durch Preiszugeständnisse er-
hält das Unternehmen liquide Mittel (»Geld«), 
mit denen es die fällige Zahlungsverpflichtung 
erfüllen kann.

Hinsichtlich der Insolvenz eines Unternehmens 
sind häufig beide Ursachen gegeben: Ein Unter-
nehmen, das lange Zeit Verluste fährt, hat in 
der Regel keine liquiden Mittel und kein veräu-
ßerbares Vermögen mehr bzw. es ist kein Inves-
tor bereit, frisches Eigen- oder Fremdkapital zu 
geben: Dann kann das Unternehmen einer fälli-
gen Zahlungsverpflichtung nicht mehr nach-
kommen.

Anders als das Wirtschaftlichkeitsprinzip, das 
als notwendige, aber nicht hinreichende Bedin-
gung für das Erreichen des erwerbswirtschaftli-
chen Prinzips anzusehen ist, stellt das finanzielle 
Gleichgewicht eine Nebenbedingung des er-
werbswirtschaftlichen Prinzips dar: Ein Unterneh-
men muss unbedingt seine Zahlungsfähigkeit (Li-
quidität) erhalten, da es ansonsten aufhört zu 
existieren. Allerdings soll das Unternehmen kei-
neswegs die Liquidität maximieren. Dies würde 
bedeuten, dass es nur »Geldbestände im Tresor« 
halten würde (Kassenhaltung).

Geld, das derzeit nicht zur Begleichung von 
 fälligen Zahlungsverpflichtungen benötigt wird, 
kann investiert werden und damit Gewinne er-
wirtschaften, was für die bloße Kassenhaltung 
nicht gilt. In betriebswirtschaftlichem Sinn entste-
hen sog. Opportunitätskosten, d. h. ein Gewinn-
entgang, wenn liquide Mittel in größerem Umfang 

Ökonomischer Darwinismus: 
Nur die Besten überleben am 
Markt, die Schlechten scheiden 
aus.

Das finanzielle Gleichgewicht ist 
bei einem Unternehmen gewahrt, 
wenn es zu jedem Zeitpunkt den 
dann fälligen Zahlungsverpflich-
tungen nachkommen kann.

Die Einhaltung des finanziellen 
Gleichgewichts ist eine Neben-
bedingung des erwerbs -
wirtschaft lichen Prinzips.
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vorrätig gehalten werden, als für die Erfüllung 
der aktuellen Zahlungsverpflichtungen notwen-
dig sind.

Die Maximierung der Liquidität steht damit 
im Widerspruch zum erwerbswirtschaftlichen 
Prinzip.

1.4  Das Stakeholder-Modell

Ein Unternehmen lässt sich als »offenes System« 
verstehen, das mit seiner Umwelt (Umsystem) in 
vielfältigen Beziehungen steht. Das Umsystem 
wird hierbei durch die Stakeholder gebildet. Sta-
keholder sind Anspruchs- bzw. Interessengrup-
pen, die Anforderungen an das Unternehmen for-
mulieren bzw. von denen das Unternehmen Bei-
träge (Leistungen) erwartet bzw. benötigt. 
Folgende Stakeholder lassen sich abgrenzen (Ab-
bildung 1-6):

 � Das Unternehmen erwartet von den Kunden, 
dass diese die produzierten Produkte kaufen, 
um den Preis als Gegenleistung vereinnahmen 
zu können. Kunden sind aber nur bereit, die-
sen Beitrag zu leisten, wenn ihnen das Unter-
nehmen aus ihrer Sicht attraktive Produkte of-
feriert.

 � Investoren geben dem Unternehmen Kapital, 
das für die Finanzierung des betrieblichen 
Transformationsprozesses benötigt wird. 
Fremdkapitalgeber überlassen dem Unter-
nehmen zeitlich befristet ihr Kapital und er-
warten hierfür Zinszahlungen während der 
Laufzeit und eine fristgerechte Rückzahlung 
ihres geliehenen Kapitals. Eigenkapitalgeber 
(Shareholder, Stockholder) stellen dem Unter-

nehmen Eigenkapital zur Verfügung und er-
warten eine Mehrung ihrer Kapitaleinlage, d. h. 
eine Steigerung des Shareholder Values, was 
– in einer einfachen Betrachtung – aus Gewinn-
ausschüttungen (Dividenden) und/oder in ei-
ner Erhöhung des Marktwerts ihrer Beteiligung 
besteht (z. B. Börsenkurssteigerung).

 � Von den Arbeitnehmern benötigt das Unter-
nehmen deren Arbeitsleistungen im betriebli-
chen Transformationsprozess, wobei die Ar-
beitnehmer hierfür einen angemessenen 
Lohn, attraktive Arbeitsbedingungen und kün-
digungssichere Arbeitsplätze vom Unterneh-
men fordern.

 � Von den Zulieferern bezieht das Unternehmen 
Betriebsmittel, Betriebsstoffe und Werkstoffe 
in der benötigten Menge, Qualität und Liefer-
frist. Als Gegenleistung erwarten die Zulieferer 
eine vereinbarungsgemäße Bezahlung, güns-
tige Konditionen und langfristige Geschäftsbe-
ziehungen.

 � Staat: Die Ansprüche des Unternehmens an 
den Staat betreffen die Infrastruktur (Verkehr, 
Rechtssystem, Bildung usw.). Als Gegenleis-
tung fordert der Staat Steuern und die Einhal-
tung der Rechtsnormen.

 � Gesellschaft: Von diesem Stakeholder erwar-
tet das Unternehmen die Akzeptanz für seine 
Belange bzw. ein positives öffentliches Image. 
Umgekehrt fordert die Gesellschaft die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen, die Erhaltung einer 
lebenswerten Umwelt oder das Engagement in 
kulturellen und wissenschaftlichen Belangen 
(z. B. Sponsoring).

 � Auch Konkurrenten zählen zu den Stakehol-
dern: Von ihnen erwartet das Unternehmen 
das Einhalten der Wettbewerbsregeln. Diesen 
Anspruch formulieren die Konkurrenten aber 
auch an das Unternehmen.

Die Qualität der Beziehungen des Unternehmens 
zu den Stakeholdern wird auch als »soziales Ka-

»Liquidität sucht Anlage«.

Die Stakeholder des Unternehmens

Abb. 1-6

Staat

Gesellschaft Konkurrenten

Arbeitnehmer Zulieferer

Kunden

InvestorenUnternehmen
Eigenkapital

Fremdkapital

Shareholder Value: Steigerung 
des Vermögens der Eigen-
kapitalgeber durch Gewinn-
ausschüttungen und/oder 
 Erhöhungen des Marktwerts 
der Unternehmensbeteiligung.

Ein Unternehmen muss Anreize 
setzen, um die erwünschten 
Beiträge von den Stakeholdern 
zu erhalten und darf keine Stake-
holder-Gruppe langfristig massiv 
benachteiligen.
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pital« bezeichnet. Wenngleich es nicht bilanzier-
bar ist, können aus einem hohen sozialen Kapital 
eines Unternehmens Informations- und Wettbe-
werbsvorteile gegenüber Unternehmen mit einem 
geringen sozialen Kapital entstehen.

Eine Implikation des Stakeholder-Modells ist, 
dass das Unternehmen Anreize setzen (Leistun-
gen bieten) muss, damit es die von den Stakehol-
dern erwarteten Beiträge erhält: Der Kunde 
kauft, der Investor gibt Geld, der Zulieferer liefert 
usw. Hierbei postuliert das Modell, dass in der 
Unternehmenspolitik langfristig keine Überbeto-
nung der Interessen einer einzelnen Stakeholder-
gruppe erfolgen darf. Vielmehr ist ein Ausgleich 
(»Gleichgewicht«) mit allen Stakeholdern anzu-
streben. Allerdings ist das »Harmoniepostulat« 
des Stakeholder-Modells nicht als »Kuschel-Be-
triebswirtschaftslehre« zu interpretieren, son-
dern besagt lediglich, dass es rational ist, lang-
fristig keine Stakeholder-Gruppe massiv zu be-
nachteiligen, um überlebensfähig zu bleiben. 
Ferner folgt aus dem Stakeholder-Modell, dass 
die Beziehungen des Unternehmens mit seinem 
Umsystem nicht mehr nur ausschließlich ökono-
mischen Charakter (Transaktionen) besitzen, 
sondern vielfach auch kommunikativer Art (dia-
logorientiert) sind. Ausdruck hierfür ist die Unter-
nehmensfunktion der Public Relations, die die-
sen Dialog mit den Stakeholdern, vor allem der 
Öffentlichkeit führen soll.

Im Sinne des Konzepts der wertorientierten 
Unternehmensführung fordert das Stakehol-
der-Modell, das Shareholder-Value-Management 
zu einem Stakeholder-Value-Management zu 
erweitern. Der zu steigernde Unternehmenswert 
stellt dann zwar eine konzeptionell zu beschrei-
bende, aber wohl nur sehr schwer zu messende 
Größe dar, die die Wertvorstellungen aller Stake-
holder bezogen auf das Unternehmen abbildet: 
So kennzeichnet hierbei ein Workholder Value 

einen Unternehmenswert aus Sicht der Mitarbei-
ter. Vordergründig lässt sich allerdings argumen-
tieren, dass ein steigender Unternehmenswert 
aus Sicht der Anteilseigner auch für andere Stake-
holder von Vorteil ist: Profitable Unternehmen 
bieten sicherere Arbeitsplätze, höhere Löhne und 
bessere Aufstiegschancen für Mitarbeiter; sie sind 
für Zulieferer attraktiver, weil sie größere Beschaf-
fungsmengen ordern und pünktlich ihre Rechnun-
gen bezahlen können. Ebenso sind sie kräftigere 
Steuerzahler und vermögen auch in größerem 
Umfang Sozialverantwortung zu übernehmen, 
verglichen mit Unternehmen, die das erwerbs-
wirtschaftliche Prinzip nur unzureichend verfol-
gen. Diese harmoniezentrierte Argumentation 
geht allerdings fehl, wenn der Shareholder-Value 
nur deshalb gesteigert wird, weil andere Stakehol-
der »ausgebeutet« werden und der Unterneh-
menswert aus ihrer Sicht sinkt.

Das Stakeholder-Modell lässt sich auch im Sinne 
einer nachhaltigen Unternehmensführung (Cor-
porate Sustainability) verstehen, die drei Berei-
che umfasst: Die Sicherung der zukünftigen Wett-
bewerbsfähigkeit des Unternehmens (ökonomi-
sche Dimension), der schonende Umgang des 
Unternehmens mit seiner natürlichen Umwelt 
(ökologische Dimension) sowie die Verantwortung 
des Unternehmens gegenüber Mitarbeitern und 
der Gesellschaft (soziale Dimension). Diese Be-
trachtung darf nicht nur statisch sein (intragene-
rative Gerechtigkeit), sondern sollte auch Auswir-
kungen des Unternehmenshandelns auf zukünftige 
Generationen (intergenerative Gerechtigkeit) be-
achten. Konzentriert man sich auf die Bereiche 
Ökologie und Soziales, spricht man auch von Cor-
porate Social Responsibility (CSR). Das Konzept 
der Corporate Citizenship (CC) fokussiert auf die 
Lösung sozialer Probleme im lokalen Umfeld des 
Unternehmens (z. B. Spenden an einen Kindergar-
ten oder ein soziales Projekt).

1.5  Unternehmensethik

Der Betriebswirtschaftslehre wird häufig vorge-
worfen, ethische Fragestellungen zu vernachlässi-
gen. Es soll ein ethisch-moralischer Überbau die 
Unternehmensführung einrahmen oder zumin-
dest einen weiteren Eckpfeiler der Unterneh-

mensführung bilden. Kritikpunkt an der Betriebs-
wirtschaftslehre ist vor allem eine unzureichende 
Handlungsethik. Diese beschäftigt sich damit, ob 
eine bestimmte unternehmerische Entscheidung 
ethisch zu rechtfertigen ist.

Stakeholder-Value-Management: 
Versöhnen Gewinne alle?
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1.5

Konzeptionell problematisch an der Einbezie-
hung ethischer Aspekte in die Betriebswirtschafts-
lehre ist zunächst, dass kein allgemein akzeptier-
ter Wertekanon existiert. Selbst wenn man sich 
einigen könnte, welches ethische Wertesystem 
gilt, ist die Forderung nach einer »betriebswirt-
schaftlich-ethischen« Unternehmensführung dif-
ferenzierter zu sehen.

Das Wirtschaftlichkeitsprinzip beruht auf dem 
Rationalprinzip. Es ist damit Ausdruck der sog. 
Vernunftethik, die im »homo oeconomicus« ihre 
Personalisierung findet. Das Streben, keine Res-
sourcen zu vergeuden, darf hierbei aus sich her-
aus als ethisch angesehen werden: Immerhin be-
deutet Verschwendung, dass andere Menschen 
nicht mehr über eine Ressource verfügen können, 
obwohl sie diese effizienter verwenden könnten. 
Zudem dient der betriebliche Transformations-
prozess dazu, Produkte zu erstellen, die Konsu-
menten für ihre Bedürfnisbefriedigung wünschen. 
Das erwerbswirtschaftliche Prinzip kombiniert 
mit dem Konkurrenzmechanismus einer Markt-
wirtschaft führt dazu, dass sich dieses Produktan-
gebot quantitativ und qualitativ verbessert.

Dennoch ist diese ethische Fundierung des 
Wirtschaftlichkeitsprinzips und der Marktwirt-
schaft nicht ausreichend, um der Unternehmens-
führung automatisch eine Handlungsethik zuzu-
sprechen. Zwei Problemkreise zwischen »Wirt-
schaft und Moral« zeichnen sich ab:

 � Einhaltung der gesetzlichen Regelungen: Am 
Rationalprinzip orientiert, wägt der »homo oe-
conomicus« ab, wie hoch der zu erwartende 
Vorteil aus einem Gesetzesübertritt ist, wenn 
er nicht erwischt wird, und wie hoch die zu er-
wartenden Kosten (Strafen) im Falle der Aufde-
ckung sein werden. Übersteigt – auch in lang-
fristiger Betrachtung – der erwartete Vorteil die 
erwarteten Kosten, ist es rational, den Geset-
zesverstoß zu machen.

 � Verteilungsprobleme: Der Tatbestand der 
Knappheit impliziert zwangsläufig Verteilungs-
probleme. Solche Allokationsprobleme treten 
z. B. bei der Aufteilung der Wertschöpfung auf: 
Wie viel aus den »Früchten« des betrieblichen 
Transformationsprozesses sollen die Eigner als 
Gewinn, die Arbeitnehmer als Arbeitslohn er-
halten? Bei einer Transaktion auf Gütermärk-
ten mag der Anbieter einem Nachfrager – ver-
glichen mit der tatsächlichen Produktleistung 

– einen zu hohen Preis abverlangen, weil er in 
der Werbung »das Blaue vom Himmel verspro-
chen hat«: Der Anbieter profitiert dann deut-
lich mehr von der Transaktion als der Nachfra-
ger. Allgemein führen Allokationsprobleme zu 
möglicherweise »unfairen« (ungerechten, un-
ethischen) Ergebnissen, insbesondere wenn 
einer der Marktakteure eine größere Macht be-
sitzt bzw. einen Informationsvorteil zu eigenen 
Gunsten ausnutzt (opportunistisches Verhal-
ten). Allokationsprobleme existieren auch in 
dynamischer Betrachtung: So verbraucht der 
betriebliche Transformationsprozess heute 
Ressourcen (z. B. Umwelt), die nachfolgenden 
Generationen nicht mehr zur Verfügung ste-
hen.

Hinsichtlich des ersten Problemkreises be-
schränkt sich die Betriebswirtschaftslehre darauf, 
die geltenden gesetzlichen Rahmenbedingungen, 
d. h. die Ordnungsethik darzustellen (Beschrei-
bungsziel) und ein optimales Agieren des Betriebs 
innerhalb der geltenden Spielregeln zu erarbeiten 
(Gestaltungsziel). Verstöße gegen das Normen-
werk sind damit nicht mit betriebswirtschaftlicher 
Notwendigkeit oder dem Rationalprinzip zu recht-
fertigen. Allerdings ist es durchaus Aufgabe der 
Betriebswirtschaftslehre, die politischen Ent-
scheidungsträger auf Fehler und Unzulänglichkei-
ten in den (gesetzlichen) Rahmenbedingungen 
hinzuweisen bzw. Verbesserungsvorschläge zu 
machen.

Hinsichtlich des zweiten Problemkreises ist 
zunächst zu beachten, dass keine Ethik von ei-
nem Einzelnen verlangen kann, langfristig gegen 
seine eigenen Interessen zu verstoßen: Das Stre-
ben nach Gewinn, d. h. nach Entlohnung des Un-
ternehmers, ist damit per se ethisch nicht anzu-
greifen.

Wirtschaft und Moral bei Verteilungsproble-
men sind ferner nicht in Konflikt, wenn beide zu 
den gleichen Entscheidungen führen: Aktivitäten 
im Bereich von Umwelt oder Sozialem lassen sich 
ethisch begründen, haben aber zweifellos bei vie-
len Unternehmen vor allem einen ökonomischen 
»Hintergedanken«: So kann umweltbewusstes 
Handeln durchaus langfristige Kostensenkungen 
beinhalten (Abfallvermeidung), sozialverantwort-
liches Auftreten eine höhere Mitarbeiterzufrieden-
heit bewirken und umwelt- bzw. gesellschaftsbe-

Allokationsprobleme können zu 
Ergebnissen führen, die zumin-
dest von einigen als ungerecht 
angesehen werden.

Erwerbswirtschaftliches Prinzip 
und Wettbewerb führen zu einer 
quantitativen und qualitativen 
Erhöhung der Bedürfnisbefriedi-
gungsmittel.

Die Betriebswirtschaftslehre hat 
die Ordnungsethik darzustellen, 
innerhalb der Spielregeln ein 
optimales Agieren zu entwerfen 
und Verbesserungen vorzu-
schlagen.


